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ZEITGESPRÄCH

Ansätze zur Überwindung 
der Arbeitslosigkeit

Wie kann die nach wie vor hohe Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik überwunden werden? 
Welche Strategien stehen zur Verfügung? Die Professoren Manfred Neumann, 

Werner Glastetter und Bernd von Maydell nehmen Stellung.

M anfred Neum ann

Eine Doppelstrategie ist notwendig

Die Entwicl<iung von Strategien 
zur Überwindung der Arbeitslo­

sigkeit muß auf einer Diagnose der 
Ursachen der gegenwärtigen Ar­
beitslosigkeit beruhen. Zwei alter­
native Erkiärungsansätze konkur­
rieren miteinander, die keynesiani- 
sche Deutung der Arbeitslosigkeit 
als Folge eines gesamtwirtschaftli­
chen Nachfragemangels einerseits 
und die klassische Erklärung der Ar­
beitslosigkeit als Folge eines zu ho­
hen Reallohnniveaus andererseits.

In den siebziger Jahren ging die 
Wirtschaftspolitik der damaligen 
Bundesregierung im wesentlichen 
von der Annahme eines Nachfrage­
mangels als Ursache der Arbeitslo­
sigkeit aus. Dementsprechend 
suchte man der zunehmenden Ar­
beitslosigkeit durch eine Expansion 
der Staatsausgaben zu begegnen. 
Obgleich zunächst jeweils nach der 
Realisierung von staatlichen Ausga­
benprogrammen Erfolge zu ver­
zeichnen waren, konnte doch der 
anhaltende Anstieg der Arbeitslo­
sigkeit nicht vermieden werden. Auf­
grund der beschäftigungspolitisch
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begründeten staatlichen Haushalts­
defizite nahm die Staatsverschul­
dung permanent zu und löste seit 
dem Beginn der achtziger Jahre 
eine Konsolidierungspolitik aus, 
durch die die Höhe der Haushalts­
defizite und damit die Staatsver­
schuldung allmählich zurückgeführt 
wurden.

Daß der anhaltende Anstieg der 
Arbeitslosigkeit mit den Instrumen­
ten der keynesianischen Nachfra­
gepolitik nicht verhindert werden 
konnte, deutet darauf hin, daß die 
Ursache der Arbeitslosigkeit im we­
sentlichen nicht in einem Nachfra­
gemangel zu suchen ist. Zwar war 
am Anstieg der Arbeitslosigkeit, die 
während der konjunkturellen Rück­
schläge der Jahre 1975 und 1982 zu 
verzeichnen war, auch Nachfrage­
mangel beteiligt, richtig ist auch, 
daß die Konsolidierungspolitik der 
achtziger Jahre eine Dämpfung des 
Nachfragewachstums bewirkte, 
doch der trendmäßige Anstieg der 
Arbeitslosigkeit, der seit dem An­
fang der siebziger Jahre zu ver­
zeichnen ist, kann durch Nachfrage­

mangel nicht erklärt werden. Dafür 
müssen klassische Erklärungsan­
sätze herangezogen werden.

Investitionslücke und 
Lohnentwicklung

Auslösender Faktor für die Ent­
wicklung der Arbeitslosigkeit war 
die Entstehung einer Investitions­
lücke. Zwei Sachverhalte waren da­
für verantwortlich. Zum einen war in 
der Bundesrepublik ebenso wie in 
den übrigen Ländern Europas seit 
dem Beginn der siebziger Jahre 
eine Zunahme des öffentlichen Kon­
sums zu beobachten, der mit einem 
Rückgang des Anteils der Investitio­
nen am Sozialprodukt einherging. 
In der Bundesrepublik nahm der An­
teil der Bruttoanlageinvestitionen 
am Bruttosozialprodukt seit der 
Mitte der siebziger Jahre bis zur Ge­
genwart um rund fünf Prozent­
punkte ab. Dabei nahm der Real­
lohn ständig zu, wobei seine Zu­
wachsrate die Zunahme der durch­
schnittlichen Arbeitsproduktivität re­
gelmäßig übertraf, so daß die Quote 
der Arbeitseinkommen am Volksein­
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kommen stieg. Grundlage dieser 
Entwicklung war ein durch die Wirt­
schaftspolitik eingeleiteter Nachfra­
geüberhang am Arbeitsmarkt. Es 
war erklärtes Ziel der damaligen 
Bundesregierung, den Staatsanteil 
am Sozialprodukt zu erhöhen und 
vermehrt öffentliche Dienstleistun­
gen zur Verfügung zu stellen. Dem­
entsprechend nahm der Anteil der 
vom Staat Beschäftigten an der Ge­
samtzahl aller Arbeitnehmer zu.

Diese gegen Ende der sechziger 
Jahre in einer Phase der Vollbe­
schäftigung eingeleitete und in den 
siebziger Jahren fortgesetzte Politik 
machte es den Gewerkschaften 
leicht, nicht nur im öffentlichen 
Dienst, sondern auch allgemein 
starke Lohnerhöhungen durchzu­
setzen. Dabei wurde außerdem 
eine Tarifpolitik verfolgt, die auf eine 
Einebnung von Lohndifferenzierun­
gen abzielte, so daß die Lohnsätze 
für weniger qualifizierte Arbeitneh­
mer stärker Zunahmen als die Lohn­
sätze für Fachkräfte. Zur Finanzie­
rung der erhöhten Staatsausgaben 
für öffentliche Dienstleistungen und 
der gleichfalls gestiegenen staatli­
chen Transferzahlungen im sozial­
politischen Bereich mußte die Abga­
benquote (Steuern und Sozialbei­
träge in Relation zum Sozialpro­
dukt) erhöht werden.

Der Rückgang der Investitions­
quote beruhte darauf, daß infolge 
der gestiegenen Abgabenbela­
stung die Rentabilität des investier­
ten Kapitals geringer wurde und daß 
der Realzins tendenziell zunahm. 
Hauptursache für die Zunahme des 
Realzinses war die -  nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in den 
meisten übrigen Industrieländern -  
eingetretene Verminderung der 
Quote des gesamtwirtschaftlichen 
Sparens (Sparen der privaten Haus­
halte, der Unternehmen und des 
Staates) am Sozialprodukt. In den 
achtziger Jahren kam hinzu, daß in 
den USA, nicht zuletzt durch be­

trächtliche Steuererleichterungen, 
private Investitionen angeregt wur­
den. Dadurch entstand in Verbin­
dung mit dem gestiegenen Haus­
haltsdefizit der amerikanischen 
Bundesregierung ein Nachfrage­
sog, in dessen Gefolge der Realzins 
kräftig stieg und die US-Wirtschaft 
Kapital aus dem Ausland impor­
tierte. Als Folge davon wurde ein 
steigender Anteil der ohnehin im 
Verhältnis zum Sozialprodukt ge­
sunkenen gesamtwirtschaftlichen 
Ersparnis der Bundesrepublik für 
den Kapitalexport verwendet und 
stand daher für heimische Investitio­
nen nicht mehr zurVerfügung.

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Prof. Dr. Manfred Neumann, 
53, ist Ordinarius für Volks­
wirtschaftslehre an der Uni­
versität Erlangen-Nürnberg. 
Er war langjähriger Vorsit­
zender des Wissenschaftli­
chen Beirats beim Bundes­
minister für Wirtschaft.

Prof. Dr Werner Glastetter 
50, lehrt Volkswirtschafts­
lehre (Wirtschaftspolitik) an 
der Universität Bielefeld. 
Von 1979 bis 1981 war er Mit­
glied des Sachverständigen­
rates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung.

Prof. Dr Bernd Baron von 
Maydell, 53, ist Direktor des 
Instituts für Arbeitsrecht und 
Recht der Sozialen Sicher­
heit an der Rechts- und 
Staatswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität 
Bonn.

Ein zweiter Faktor, der zur Erhö­
hung der Arbeitslosigkeit führte, ist 
in der demographischen Entwick­
lung zu suchen. Als Folge des Baby- 
Booms, der in Deutschland am An­
fang der sechziger Jahre seinen Hö­
hepunkt erreichte, setzte gegen 
Ende der siebziger Jahre ein starker 
Zustrom am Arbeitsmarkt ein, der 
sich aus mehreren Komponenten 
zusammensetzte. Erstens traten 
stärkere Jahrgänge ins Erwerbsle­
ben ein. Zweitens suchten Frauen 
nach Abschluß der Phase der Kin­
dererziehung wieder eine Beschäfti­
gung. Drittens blieben bei sinken­
den Geburtenzahlen mehr Frauen 
als früher von Anfang an im Arbeits­
markt.

Folgen des Baby-Booms

Seit dem Ende der siebziger 
Jahre bis zur Gegenwart hat sich 
die Zahl der Erwerbspersonen auf­
grund dieser Faktoren schätzungs­
weise um rund Vh Millionen erhöht. 
Sie wird in den kommenden Jahren 
vermutlich noch weiter steigen. Auf­
grund der Zunahme des Arbeitsan­
gebotes setzte bei schwacher Ar­
beitsnachfrage ein Filterungsvor­
gang ein. In den Arbeitsprozeß auf­
genommen wurden gut ausgebil­
dete, leistungsfähige jüngere Arbeit­
nehmer, ausgesondert wurden vor 
allem weniger qualifizierte Arbeits­
kräfte und solche, deren Leistungs­
fähigkeit aus mancherlei Gründen 
gemindert ist. Aufgenommen wur­
den qualifizierte Arbeitnehmer, de­
ren Lohnsätze in der Vergangenheit 
weniger stark gestiegen waren, aus­
gesondert wurden weniger qualifi­
zierte Arbeitnehmer, deren Lohn­
sätze in der Vergangenheit relativ 
stark erhöht worden waren.

Die beschriebene Entwicklung 
führte zu einer Situation, die man 
auf doppelte Weise charakterisieren 
kann. Man kann einerseits eine In­
vestitionslücke feststellen, denn bei 
stärker wachsendem Arbeitskräfte­
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potential war die Investitionsquote 
zurückgegangen. Hinzu kam, daß 
aufgrund der vorangegangenen 
Lohnentwicklung vermehrt Rationa­
lisierungsinvestitionen vorgenom­
men wurden. Ein zunehmender An­
teil der ohnehin gesunkenen Investi­
tionsquote wurde also für Rationali­
sierungen in Anspruch genommen, 
so daß das Potential, das zur Ver­
wirklichung von Erweiterungsinve­
stitionen verfügbar war, gemindert 
wurde.

Alternativ läßt sich die eingetre­
tene Situation auch als ein Zustand 
charakterisieren, in dem das Niveau 
der Reallöhne zu hoch ist, um einen 
angemessen hohen Beschäfti­
gungsstand zu gewährleisten. Wä­
ren die Reallöhne niedriger, wären 
insbesondere die Löhne für weniger 
qualifizierte Arbeitskräfte niedriger, 
so könnte man mit einem höheren 
Beschäftigungsstand rechnen.

Diese beiden scheinbar konträ­
ren Deutungen widersprechen ein­
ander nicht. Arbeitslosigkeit wäre 
nicht in gleichem Maße entstanden, 
wenn die Reallöhne entsprechend 
der Marktlage weniger stark gestie­
gen oder sogar zurückgegangen 
wären. Arbeitslosigkeit wäre aber 
auch nicht im gleichen Maße ent­
standen, wenn entsprechend der 
Zunahme des Erwerbspersonen­
potentials die Investitionsquote ge­
stiegen wäre, so daß durch ver­
stärkte Sachkapitalbildung im In­
land neue Arbeitsplätze geschaffen 
worden wären.

Ob das Reallohnniveau zu hoch 
ist, um Vollbeschäftigung zu ge­
währleisten, hängt immer auch von 
der Höhe des Realkapitalbestandes 
pro Kopf und der dadurch bedingten 
durchschnittlichen Arbeitsprodukti­
vität ab. Je größer der Kapitalbe­
stand pro Kopf ist, um so höher ist 
die Arbeitsproduktivität und um so 
höher kann der Reallohn sein. Aus 
diesen Überlegungen ergibt sich, 
daß prinzipiell zwei alternative Stra­

tegien zur Überwindung der Arbeits­
losigkeit realisiert werden können, 
die in der Praxis aber wohl komple­
mentär eingesetzt werden müssen, 
Anpassungen am Arbeitsmarkt und 
Förderung der inländischen Realka­
pitalbildung und der Innovation zur 
Verbesserung der Arbeitsproduktivi­
tät.

Anpassungen am Arbeitsmarkt

Anpassungen am Arbeitsmarkt 
sollten darin bestehen, daß die 
Reallöhne an die Marktlage ange­
paßt werden und daß dazu am Ar­
beitsmarkt größere Flexibilität der 
institutionellen Bedingungen herge­
stellt wird. Eine mäßige Zunahme 
und stärkere Differenzierung der 
Löhne nach Qualifikation und regio­
nalen Gegebenheiten läßt auch Ar­
beitsplätze rentabel werden, die 
eine geringere Produktivität aufwei­
sen. Vor allem in arbeitsintensiven 
Wirtschaftszweigen (namentlich 
Dienstleistungssektoren), in denen 
der Lohnkostenanteil besonders 
stark ins Gewicht fällt, könnten ren­
table Arbeitsplätze entstehen. Daß 
auf diese Weise mehr Beschäfti­
gung möglich wird, hat das Beispiel 
der USA gezeigt.

Man darf jedoch dabei nicht über­
sehen, daß die ausschließliche Ver­
folgung dieses Weges zu einer Sta­
gnation der Wohlstandsentwicklung 
führt. Die Anpassungsstrategie be­
ruht auf der Ausnahme, daß die Ka­
pitalausstattung der Beschäftigten 
sich nicht erhöht und möglicher­
weise sogar abnimmt. Wohlstands­
zuwachs, der auf Produktivitätsfort­
schritten beruht, setzt aber in der 
Regel eine Zunahme der Kapital­
ausstattung pro Kopf voraus. Unter­
bleibt das, so stagniert die Produkti­
vitätsentwicklung und damit auch 
das durchschnittliche Reallohnni­
veau. In der Tat sind die sehr ein­
drucksvollen Beschäftigungsge­
winne in den USA mit einer Stagna­
tion der Entwicklung der Produktivi­

tät und des durchschnittlichen Real­
lohnniveaus erkauft worden. Die 
aus der demographischen Entwick­
lung resultierende Zunahme der 
Zahl der Erwerbspersonen wurde in 
den USA bei praktisch konstanter 
Investitionsquote, bei stagnieren­
der Produktivität und stagnieren­
dem durchschnittlichen Reallohnni­
veau absorbiert.

Wirtschaftspolitisch möglich ist 
aber nicht allein eine Anpassung 
am Arbeitsmarkt. Möglich und not­
wendig ist ebenso eine Förderung 
der Investitionen im Inland, die zu 
mehr Beschäftigung bei gleichzeiti­
gem Wachstum der Realeinkom­
men führt. Ansatzpunkt einer sol­
chen Politik ist die Stabilisierung 
und Verbesserung der Ertragsbe­
dingungen und die Senkung der Ka­
pitalnutzungskosten, die vor allem 
durch die Höhe des Realzinses und 
die Steuerbelastung bestimmt wer­
den. Der Realzins kann -  nicht zu­
letzt wegen der internationalen Ver­
flechtungen der Kapitalmärkte -  
durch nationale Maßnahmen nur in 
recht engen Grenzen beeinflußt 
werden. Einen größeren Spielraum 
für die Beeinflussung der Kapital­
nutzungskosten und damit der Inve­
stitionen bietet die Steuerpolitik. In 
erster Linie kommt es hierbei darauf 
an, die den Gewinn belastenden 
Steuern, also vor allem die Einkom­
men-, Körperschaft- und Gewerbe­
steuer, zu verringern.

Steuerliche Maßnahmen

Zur Finanzierung der Steuersen­
kungen stehen drei Wege offen. 
Man kann erstens die Senkung von 
Steuersätzen mit einer Verbreite­
rung der Steuerbasis verbinden, so 
daß die Steuerreform aufkommens­
neutral wirkt. Der gesamtwirtschaft­
liche Vorteil besteht darin, daß pro­
duktivitätsmindernde Verzerrungen 
des Steuersystems beseitigt wer­
den. Die zweite Möglichkeit besteht 
darin, die Senkung der Einkommen­
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steuerbelastung durch eine Erhö­
hung von Konsumsteuern {z. B. 
spezielle Verbrauchsteuern oder 
Mehrwertsteuer) aufkommensneu­
tral zu kompensieren. Dadurch wür­
den Sparen und Investieren begün­
stigt. Drittens ist es schließlich mög­
lich, vorübergehend ein Haushalts­
defizit hinzunehmen und dieses 
später durch eine Erhöhung von 
Steuern auszugleichen.

Da die angebots- und nachfrage­

stimulierenden Wirkungen der Steu­
ersenkungen zu mehr Beschäfti­
gung und einem höheren Sozialpro­
dukt führen werden, nehmen auto­
matisch auch die Steuereinnahmen 
zu, so daß sich die Steuersenkun­
gen zu einem Teil selbst finanzieren. 
Nur soweit das nicht der Fall ist, 
müssen in späteren Jahren zur Til­
gung der aufgelaufenen Staats­
schuld und zum Haushaltsaus­
gleich Steuern erhöht werden. Eine 
solche Politik hat trotz der Notwen­

digkeit späterer Steuererhöhungen 
einen positiven Effekt auf die Kapi­
talbildung und die heimische Inve­
stition. Ihre Wirksamkeit beruht 
nicht nur darauf, daß die Kapitalnut­
zungskosten gesenkt werden, son­
dern auch darauf, daß Einkommen­
steuersenkungen den privaten Kon­
sum und damit die gesamtwirt­
schaftliche Nachfrage anregen, so 
daß sich auch von der Nachfrage­
seite her die Ertragsbedingungen 
für Investitionen verbessern.

W erner G laste tte r

Beschwörungsformeln sind wenig hilfreich

Im Jahre 1987 wird sich in der Bun­
desrepublik Deutschland der 

reale Wachstumsprozeß fortsetzen. 
Unbeschadet der erreichbaren 
Wachstumsrate dürfte sich indes­
sen das Wachstumstempo ab­
schwächen. Die noch vor Jahres­
frist gehegten Erwartungen haben 
sich nicht erfüllt. Insoweit ging zwar 
der Aufschwung in sein fünftes 
Jahr; und das reale Bruttosozialpro­
dukt wird um ca. 11 % höher liegen 
als 1982. Dies entspricht freilich -  
über den Zeitraum 1983/87 gerech­
n e t-  noch einer jahresdurchschnitt­
lichen Wachstumsrate von etwa 
2%.

Ist dieser reale Wachstumspro­
zeß -  für sich genommen -  schon 
unbefriedigend, müssen die da­
durch ausgelösten Arbeitsmarktef­
fekte nachhaltig enttäuschen. Trotz 
der vorliegenden positiven Beschäf­
tigungsentwicklung dürfte im Jah­
resdurchschnitt 1987 die Zahl der 
Erwerbstätigen (mit etwa 26 Mill.) 
bzw. die Zahl der unselbständig Be­
schäftigten (mit etwa 22,6 Mill.) nur 
um knapp 1 % über dem Niveau von

1982 liegen. Und vor allem: über 
den gesamten „Aufschwung“ hin­
weg überschritt die Zahl der Arbeits­
losen deutlich die 2-Mill.-Grenze; 
unter Berücksichtigung der Stillen 
Reserve dürfte die Zahl der von Ar­
beitslosigkeit faktisch Betroffenen 
gar die 3-Mill.-Grenze übersteigen.

Fragwürdige
Entlastungsstrategien

Unstrittig dürfte nun sein, daß das 
(registrierbare) Arbeitsplatzdefizit 
von reichlich 2 Mill. auch demogra­
phisch bedingt ist. Die Erwerbs­
quote, die sich von der zweiten 
Hälfte der 50er Jahre bis in die 
zweite Hälfte der 70er Jahre hinein 
systematisch zurückgebildet hatte, 
stieg seither wieder an. Die Folge: 
Trotz einer im Trend rückläufigen Be­
völkerungsentwicklung erhöhte 
sich die Zahl der Erwerbspersonen 
vor allem in den 80er Jahren. Sie 
dürfte 1987 über 28 Mill. betragen 
und damit das Niveau, das sich im 
Durchschnitt der 70er Jahre heraus­
gebildet hatte, um reichlich 1 Mill. 
deutlich übersteigen.

Doch abgesehen davon, daß dies 
die registrierte Arbeitsplatzlücke oh­
nehin nur zur Hälfte „erklärte“ , gibt 
es gute Gründe dafür, die Zahl der 
Erwerbspersonen für gegeben zu 
nehmen. Denn alle Versuche, den 
Arbeitsmarkt über eine Senkung 
der Erwerbsquote zu entlasten -  sei 
es über eine Rückführung von Gast­
arbeitern in ihre Heimatländer, sei 
es über eine Verlängerung der Ver­
weildauer im Bildungssystem, sei 
es über eine Ausweitung von Vor­
ruhestandsregelungen - ,  dürften 
rasch an rechts-, gesellschafts- und 
finanzpolitische Grenzen stoßen. 
Und allemal wäre diesen Versuchen 
das -  mit Blick auf das Selbstver­
ständnis von „Arbeit“ -  fragwürdige 
Eingeständnis gemeinsam, Arbeit­
suchende nicht mehr beschäftigen 
zu können und sie deshalb aus dem 
Arbeitsmarkt „herausnehmen“ zu 
müssen.

Überforderte Lohnpolitil<

Muß also im Grundsatz gelten, 
daß es wenig Sinn macht, die Zahl 
der Arbeitsuchenden zu reduzieren,
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sondern daß die Aufgabe bleibt, die 
Zahl der Arbeitsplätze zu erhöhen, 
so ist damit noch nicht die Frage be­
antwortet, wie diese Aufgabe zu be­
wältigen ist. Vielfach greift hier die 
gängige -  und vordergründig nur 
allzu plausible -  Feststellung: Die 
Arbeitnehmer (bzw. ihre Vertretun­
gen) haben es selbst in der Hand, 
durch eine entsprechende Lohnzu­
rückhaltung mehr Arbeitsplätze ren­
tabel zu machen und damit eine um­
fangreichere Eingliederung von Ar­
beitsuchenden zu ermöglichen. Da­
hinter verbirgt sich die Kernthese, 
daß ein Unternehmen nur einen Ar­
beitnehmer einsteilt, der mehr „er­
wirtschaftet“ , als er „kostet“ .

Gegen diese Aussage ist -  formal 
-  nichts einzuwenden; gleichwohl 
lotet sie -  materiell -  die Problema­
tik nicht aus. Denn sie läßt die Frage 
offen, ob die unstrittige Beschäfti­
gungsbedingung (Ertrag >  Kosten) 
primär durch eine Kostensenkung 
(Lohnzurückhaltung) oder durch 
eine Ertragserhöhung (Nachfrage- 
und Produktionssteigerung) er­
reicht werden soll. Nicht bei der for­
malen Beschäftigungsbedingung, 
sondern bei ihrer materiellen Um­
setzung entstand jene seit Jahren 
anhaltende theoretische Kontro­
verse, die indessen hier nicht nach­
vollzogen werden soll. Dennoch 
läßt sich unschwer zeigen, daß die 
These, „weniger“ Lohn würde 
„mehr“ Beschäftigung bringen, al­
lenfalls angebots- bzw. kostentheo­
retisch, keinesfalls aber nachfrage- 
bzw. kreislauftheoretisch abgesi­
chert ist. Und sie hat auch keine em­
pirische Stütze: Im Jahr 1987 dürfte 
sowohl die beschäftigungsstruktur­
bereinigte Lohnquote als auch die 
Reallohnposition (in der Berech­
nung des Sachverständigenrates) 
um gut 7% unter dem Niveau von 
Anfang der 80er Jahre liegen -  die 
Zahl der unselbständig Beschäftig­
ten liegt freilich deutlich unter dem 
zeitgleichen Niveau. Die Tatsache, 
daß gegenwärtig die bereinigte
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Lohnquote ihr niedrigstes Nach­
kriegsniveau erreicht hat, konnte 
nicht verhindern, daß gegenwärtig 
das höchste Nachkriegsniveau bei 
der Zahl der Arbeitslosen gegeben 
ist.

Unzulässiger Umkehrschluß

Aus diesen Feststellungen kann 
nun indessen auch nicht der Um­
kehrschluß gefolgert werden, daß 
an Stelle einer restriktiven eine ex­
pansive Lohnpolitik gefordert wäre. 
Diese Erwartung stützte sich auf die 
Annahme, daß eine expansive 
Lohnpolitik eine Nachfragesteige­
rung auslöse, die wiederum eine 
Produktionserhöhung ermögliche; 
würde letztere -  über ein Hinein­
wachsen in unterausgelastete Ka­
pazitäten -  Produktivitätsreserven 
mobilisieren, könnten diese die ex­
pansive Lohnpolitik kostenneutral 
gestalten -  mithin im nachhinein fi­
nanzieren. Dieses Argumentations­
muster ist allenfalls formal plausi­
bel, materiell indessen kaum tragfä­
hig. Denn hier wird übersehen, daß 
der unmittelbare Kosteneffekt gege­
ben, der hinreichende Nachfrageef­
fekt aber keineswegs sichergestellt 
ist; denn Sickerverluste -  Steuer­
progression, Spar- und Importnei­
gung -  sind nicht auszuschließen.

Damit gilt; So wie die Forderung 
nach einer restriktiven Lohnpolitik 
nachfrage- bzw. kreislauftheore­
tisch nicht abgesichert ist, fehlt der 
Forderung nach einer expansiven 
Lohnpolitik die angebots- bzw. ko­
stentheoretische Fundierung. Dar­
aus folgt, daß die Lohnpolitik zwar 
mittelbar -  durch Kostenstabilisie­
rung und Nachfrageverstetigung -  
beschäftigungspolitische Verant­
wortung übernehmen muß, aber 
überfordert wäre, unmittelbar für 
mehr Beschäftigung zu sorgen.

Mit Blick auf die enttäuschende 
Arbeitsmarktentwicklung, bei frag­
würdigen Entlastungsalternativen 
und einer Überforderung der Lohn­

politik, bleibt eine deutlich stärker 
wachstumsorientierte Wirtschafts­
politik ein unverzichtbarer Bestand­
teil einer Strategie, die auf mehr Be­
schäftigung ausgerichtet ist. Hier 
sind Defizite auszumachen. Die -  
verglichen mit anderen Aufschwün­
gen -  niedrige reale Wachstumsrate 
ist ein Indiz dafür. Sie war nicht vor­
gegeben, wenn man bedenkt, daß 
der gesamtwirtschaftliche Ausla­
stungsgrad -  etwa in der Berech­
nung des Sachverständigenrates -  
in diesem Aufschwung nie die „Nor- 
mal“-Auslastung (unbeschadet me­
thodischer Probleme bei seiner Er­
mittlung) erreichte. Ein höheres 
Wachstum wäre also realisierbar 
gewesen.

Vielfach wird hier eingewandt, 
daß dies nicht ohne inflationäre 
„Verspannungen“ möglich, ein Ver­
zicht auf eine Wachstumsforcierung 
im Interesse der Preisstabilität also 
geboten war Diese Befürchtung ist 
wenig begründet. Natürlich ist nicht 
auszuschließen, daß eine „gespal­
tene“ Konjunktur vorliegen kann, 
bei der -  auch bei gesamtwirtschaft­
licher Unterauslastung -  Branchen 
rasch an Kapazitätsgrenzen sto­
ßen, eine Wachstumsbeschleuni­
gung dort vorzeitige Preissteigerun­
gen auslöst. Nicht auszuschließen 
ist aber auch, daß anderen Bran­
chen die Möglichkeit gegeben wird, 
durch ein Hineinwachsen in die Ka­
pazitätsreserven Produktivitätspo­
tentiale preisstabilisierend oder gar 
-senkend nutzen zu können. Damit 
ist die Erwartung keinesfalls hinrei­
chend begründbar, daß eine ver­
stärkte Wachstumsorientierung 
ausschließlich inflationär verpufft. 
Und noch weniger -  weder theore­
tisch noch empirisch -  ist die These 
begründet, daß eine vorrangige 
Rückgewinnung und Sicherstellung 
der Preisstabilität eine hinreichende 
Bedingung und Voraussetzung für 
ein höheres reales Wachstum dar­
stellt; gerade die Erfahrungen
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in den 80er Jahren sprechen dage­
gen.

Dem Wachstums- und Beschäfti­
gungsziel (neben dem Stabilitäts­
ziel) ein höheres Gewicht einzuräu­
men, wäre somit nicht nur möglich 
gewesen -  es entspräche auch dem 
Gesetzesauftrag, der in § 1 Stabili­
täts- und Wachstumsgesetz aus­
drücklich die „gleichzeitige“ Zielver­
folgung vorschreibt. Vielfach wird 
hier nun die These vertreten, daß 
die Wirtschafts- und hierbei insbe­
sondere die Finanzpolitik diesem 
Auftrag insoweit gerecht geworden 
sei, als sie mit einem konsequenten 
Konsolidierungskurs über eine sy­
stematische Ausgabenbegrenzung, 
in Verbindung mit der geplanten 
Steuersenkung, „Freiräume“ für 
eine private Wachstums- und Inve­
stitionsdynamik geschaffen habe 
und noch schaffen werde. Ord­
nungspolitische Vorstellungen („we­
niger Staat“ ) gingen bei der Begrün­
dung dieser These Hand in Hand 
mit theoretischen Verlaufshypothe­
sen („crowding-out“ ). Auch dies hat 
zwischenzeitlich kontroverse Dis­
kussionen ausgelöst, die hier nicht 
ausgelotet werden können.

Finanzpolitischer 
Kurswechsel geboten

Nun ist gewiß unstrittig, daß der 
starke (konjunkturbedingte) Anstieg 
der Netto-Verschuldung Mitte der 
70er und Anfang der 80er Jahre Pro­
bleme aufwirft. Er ist nicht nur vertei­
lungspolitisch bedenklich; mit Blick 
auf die Schuldendienstprobleme 
stellte sich -  gerade bei Wachs^ 
tumsabschwächung -  auch die 
Frage der finanzpolitischen Flexibili­
tät. Und dennoch: Auch dann, wenn 
man einräumt, daß eine beliebige 
Erhöhung der Nettokreditaufnahme 
fragwürdig ist, muß gleichwohl die 
Tragfähigkeit eines Konsolidie­
rungskurses über die Ausgabenbe­
grenzung als problematisch ange­
sehen werden, wenn er zu weiteren

Nachfrageausfällen (insbesondere 
bei den öffentlichen Investitionen) 
führt und damit die private Investi­
tionsneigung nicht fördert, sondern 
hemmt. Nicht von ungefähr haben 
die privaten Investitionen die ge­
schaffenen „Freiräume“ nicht ge­
nutzt, die Nachfrageausfälle somit 
nicht kompensiert. Der Konsolidie­
rungskurs hat somit indirekt zum 
Beschäftigungsdefizit beigetragen.

Und er hat auch direkt dazu bei­
getragen, wenn man berücksichtigt, 
daß seit Anfang der 70er Jahre ein 
deutlicher Wandel in der Erwerbstä­
tigenstruktur eingesetzt hat: Neben 
den Dienstleistungsunternehmen 
und den privaten Haushalten, ein­
schließlich privater Organisationen 
ohne Erwerbscharakter, war es vor 
allem der Staat, der in den zurücklie­
genden anderthalb Jahrzehnten 
noch Arbeitskräfte absorbiert hat; 
alle anderen Sektoren verzeichne- 
ten im Trend Freisetzungen, die die 
Konjunkturschwankungen deutlich 
überlagern. Ein Konsolidierungs­
prozeß, der das wichtigste noch be­
stehende Absorptionsfeld blockiert, 
muß notwendigerweise auch di­
rekte negative Beschäftigungswir­
kungen haben.

Insoweit ist dringend ein finanz­
politischer Kurswechsel geboten, 
der -  über kurzfristig angelegte 
„Programme“ hinausweisend -  
eine potentialorientierte Ausgaben­
expansion zuläßt, flankiert durch 
eine Geldpolitik, die auf eine weitere 
Zinssenkung hinwirkt. Eine -  ohne­
hin umstrittene, in ihren Verteilungs­
wirkungen einseitige und in ihrer Fi­
nanzierung unsichere -  Steuerre­
form kann diesen Kurswechsel 
nicht ersetzen.

Begrenzte 
Beschäftigungsettekte

Ist somit eine verstärkte Wachs­
tumsorientierung in Verbindung mit 
einem strategischen Kurswechsel

dringend geboten, ist gleichwohl zu 
beachten, daß damit das Problem 
der Beschäftigungswirkung noch 
nicht ausgelotet ist. Es gilt zu diffe­
renzieren.

Zunächst ist zu beachten, daß der 
reale Wachstumsprozeß an Dyna­
mik erheblich eingebüßt hat. Im Jah­
resdurchschnitt gerechnet sanken 
die Zuwachsraten von 8% (1951/
60) über gut 4,5% (1961/70) und 
reichlich 2,5% (1971/80) auf knapp 
1,5% (1981/87). Dieser Trend muß 
nicht einfach extrapoliert werden. 
Gleichwohl bleibt zu fragen, ob -  
nicht zuletzt mit Blick auf Grenzen 
der ökologischen Belastbarkeit und 
der gesellschaftlichen Akzeptanz -  
eine beliebige Erhöhung des Stei­
gungsmaßes einfach unterstellbar 
ist. Nicht auszuschließen ist, daß 
das Wachstumstempo für die ab­
sehbare Zukunft begrenzt sein 
wird.

Hinzu kommt nun aber, daß der 
Wachstumsprozeß nicht zu propor­
tionalen Beschäftigungseffekten 
führt. Eine entscheidende Rolle 
spielt (auch) die Produktivitätsent­
wicklung. Nun sind die Zuwachsra­
ten der Stundenproduktivität, im 
Jahresdurchschnitt gerechnet, 
ebenfalls gesunken; von 7% (1950/
61) über gut 5% (1961/70) und 
reichlich 3,5% (1971/80) auf etwa 
2,5% (1981/87). Bemerkenswert ist 
freilich: Nur in den 50er Jahren ha­
ben die Produktivitätsraten den 
Wachstumsprozeß nicht ausge­
schöpft; seither hat sich eine deutli­
che Produktivitätsschere herausge­
bildet. Eine Produktivitätsprognose 
mag schwierig sein. Zwar könnte 
sich der Rückgang der Produktivi­
tätsraten fortsetzen; von der Exi­
stenz eines Produktivitätspotentials 
(technischer Fortschritt) und der 
Notwendigkeit, dieses zu nutzen 
(nationaler wie internationaler Wett­
bewerb), wird man dennoch ausge­
hen müssen.
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Unterstellt, daß eine so ausge­
prägte Wachstumsforcierung nicht 
erreichbar ist, um den Produktivi­
tätsanstieg nennenswert überzu­
kompensieren, zumindest auszu­
gleichen, muß für die absehbare 
Zeit mit der Aufrechterhaltung der 
Produktivitätsschere -  und insofern 
mit einem weiteren Rückgang des 
Arbeitsvolumens -  gerechnet wer­
den.

Dies schließt die Notwendigkeit 
der Wachstumsorientierung nicht 
aus; doch ein weiterer Rückgang 
der Arbeitszeit wird zu einem zwei­
ten unverzichtbaren Bestandteil

einer Strategie zur Rückgewinnung 
von mehr Beschäftigung. Dies gilt 
um so mehr dann, wenn die relevan­
ten Bereiche des Tertiärsektors-sei 
es aufgrund von haushaltspoliti­
schen Restriktionen (Staat), sei es 
aufgrund eines noch bestehenden 
Produktivitätspotentials (Dienstlei­
stungsunternehmen) -  an Grenzen 
der Zusatzbeschäftigung stoßen. 
Auch unter dieser Perspektive greift 
die These von der lohnpolltischen 
Verantwortung -  hier interpretierbar 
als Lohn-„Dlfferenzierung“ , um den 
Strukturwandel zu erleichtern -  zu 
kurz, wenn die Absorptionsfähigkeit

der (noch) in Frage kommenden 
Branchen blockiert wird.

Die Verantwortung Dritter und die 
Schaffung von Freiräumen zu be­
schwören, um selbst keine beschäf­
tigungspolitische Verantwortung 
übernehmen zu müssen, hilft nicht 
weiter. Und auf die -  an sich unter­
stellbare -  demographische Entla­
stung in den 90er Jahren zu setzen, 
hieße die Problemlösung eben zu 
vertagen. Ob dies indessen mit dem 
Sozialstaatsgebot des Grundgeset­
zes vereinbar wäre, darf bezweifelt 
werden.

Bernd von Maydell

Arbeitslosigkeit-auch eine Herausforderung 
für die Rechtsordnung

Die Entwicklung der letzten 
Jahre hat gezeigt, daß die Ar­

beitslosigkeit zu einer Dauerer­
scheinung geworden ist, mit der 
auch in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten zu rechnen ist. Diese 
Erkenntnis könnte zu einer gewis­
sen Resignation führen und damit 
zu einem Erlahmen der Anstrengun­
gen um eine Verbesserung der Ver­
hältnisse auf dem Arbeitsmarkt. Bei 
den Auseinandersetzungen, mit 
welchen Mitteln man die Arbeitslo­
sigkeit am besten bekämpfen kann, 
stehen naturgemäß wirtschaftspoli­
tische Argumente im Vordergrund. 
Daneben ist aber auch zu fragen, in­
wieweit die rechtlichen Instrumente 
ausreichen, um den Arbeitsmarkt 
möglichst wirkungsvoll zu beeinflus­
sen und den Arbeitslosen bei der 
Vermittlung neuer Stellen zu helfen. 
Diesen Fragen soll in den nachfol­
genden Ausführungen nachgegan­
gen werden.

Bisweilen wird in der öffentlichen 
Diskussion der Eindruck erweckt,
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als könne durch die verfassungs­
rechtliche Garantie eines Rechts 
auf Arbeit die Lage auf dem Arbeits­
markt verbessert werden. Das 
Grundgesetz enthält keine sozialen 
Grundrechte, es fehlt insbesondere 
auch ein eigenes Recht auf Arbeit. 
Durch die Normierung eines sol­
chen Rechts in der Verfassung soll -  
nach der Auffassung mancher Be­
fürworter -  der Stellenwert, den die 
Arbeit für jeden Bürger hat, verdeut­
licht und die Verpflichtung des Staa­
tes zum Kampf gegen die Arbeitslo­
sigkeit betont werden.

Es sprechen jedoch letztlich über­
wiegend Argumente gegen eine 
Normierung des Rechts auf Arbeit. 
Da damit kein konkreter Anspruch 
auf einen Arbeitsplatz begründet 
werden kann, würde ein solches 
Recht nur deklaratorische Bedeu­
tung haben. Zudem ergibt sich die 
Verpflichtung des Staates, eine Poli­
tik der Vollbeschäftigung zu betrei­
ben, bereits aus dem Sozialstaats­
grundsatz und dem Stabilitätsge­

setz. Eine Änderung der Verfassung 
durch Einfügung eines Rechts auf 
Arbeit ist daher weder notwendig 
noch würde eine solche Maßnahme 
bestehende Defizite staatlicher Ar­
beitsmarktpolitik ändern. Diese 
Feststellung besagt nun allerdings 
nichts darüber, inwieweit die beste­
henden gesetzlichen Regelungen 
optimal ausgestaltet sind.

Schwächen des AFG

Das Arbeitsförderungsrecht ist in 
dem verhältnismäßig modernen Ar­
beitsförderungsgesetz (AFG) zu­
sammengefaßt. Die Anwendbarkeit 
dieses Gesetzes leidet aber vor al­
lem darunter, daß es einem ständi­
gen Wandel unterworfen ist; da­
durch wird die Rechtsanwendung 
durch Arbeitsverwaltung und Ge­
richte erheblich erschwert. Hinzu 
kommt, daß das Arbeitsförderungs­
recht wissenschaftlich nur eine rela­
tiv geringe Aufmerksamkeit erfährt, 
die in keinem Verhältnis zur prakti­
schen Bedeutung dieses Rechtsge­
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bietes steht. Dies wirl<t sich in dem 
Fehlen einer allgemein anerkann­
ten Systematik aus, ein Fehlen, das 
wiederum Auswirkungen auf den 
Zustand des gesamten Rechtsge­
biets hat.

Schließlich -  und dieser Aspekt 
trägt zu einer weiteren Schwächung 
und Verunsicherung bei -  beruht 
das Finanzierungssystem des AFG 
auf einer nicht vollständig abgeklär­
ten Konzeption. Das AFG sieht ei­
nerseits Leistungen im Falle der Ar­
beitslosigkeit vor, die -  abgesehen 
von der Arbeitslosenhife -  als Versi­
cherungsleistungen zu qualifizieren 
sind und daher systemgerecht aus 
dem Beitragsaufkommen finanziert 
werden. Daneben gibt es jedoch im 
Arbeitsförderungsrecht ein breites 
arbeitsmarktbezogenes Instrumen­

tarium, das vor allem dazu dient, Ar­
beitslosigkeit nach Möglichkeit zu 
verhindern und bestehende Arbeits­
losigkeit abzubauen. Dieses Instru­
mentarium liegt im allgemeinen 
staatlichen Interesse, es handelt 
sich insoweit um eine Staatsauf­
gabe, die grundsätzlich auch von al­
len Staatsbürgern finanziert werden 
sollte. Dafür ist der Steuerhaushalt 
zuständig.

Eine klare Trennung zwischen 
den verschiedenen Aufgaben ist im 
AFG nicht vorgesehen. Das trägt 
dazu bei, daß es im Finanzierungs­
bereich immer wieder zu Transaktio­
nen im Einzelfall kommt, die dem Ar­
beitsförderungsrecht als Institution 
nicht förderlich sind. Ein weiterer 
struktureller Schwachpunkt ist die

institutioneile Zentralisierung des 
arbeitsmarktpolitischen Instrumen­
tariums bei der Bundesanstalt für 
Arbeit. Diese Zentralisierung kann 
die Entfaltung örtlicher Initiativen er­
heblich erschweren.

Abgesehen von den gekenn­
zeichneten allgemeinen Schwä­
chen des Arbeitsförderungsrechts 
ist zu prüfen, inwieweit die beste­
henden Instrumente einen -  unter 
Berücksichtigung der wirtschaftli­
chen Gegebenheiten -  optimalen 
Einsatz bei der Bekämpfung der Ar­
beitslosigkeit erlauben.

Verstärkte Anstrengungen

In der öffentlichen Diskussion 
wird immer wieder gefordert, mit 
großen beschäftigungspolitischen
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Förderungsprogrammen die Ar­
beitslosigkeit einzudämmen. Die 
Ansichten über die Auswirkungen 
solcher Beschäftigungsförderungs­
programme sind jedoch geteilt. Ins­
besondere wird kritisch eingewandt, 
daß durch solche Programme ein 
dauerhafter Erfolg nicht gewährlei­
stet sei. Vielmehr könnte dadurch 
das Wachstum gefährdet werden, 
das letztlich in erster Linie einen Zu­
wachs an Arbeitsplätzen garantiere. 
Gleichzeitig wird gefordert, daß die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze 
durch eine Flexibilisierung und De­
regulierung des Arbeitsrechts er­
leichtert werden solle. In erhebli­
chem Maße richtet sich diese Forde­
rung an die Tarifpartner

Auch wenn man die oben erwähn­
ten großen Förderungsprogramme 
kritisch beurteilt, heißt dies nicht, 
daß nicht besondere Programme 
für Personengruppen sinnvoll sein 
können, die auf dem Arbeitsmarkt 
besondere Schwierigkeiten haben, 
wie z. B. ungelernte Jugendliche, 
Behinderte, ältere Frauen etc. Hier 
können besondere soziale und so­
zialpolitische Notwendigkeiten spe­
zielle Förderungsmaßnahmen erfor­
derlich machen, wie z. B. die Schaf­
fung von Werkstätten für Behin­
derte, die Unterstützung örtlicher 
Beschäftigungsinitiativen zur Ein­
gliederung von Problemgruppen in 
den Arbeitsprozeß, das Angebot be­
sonderer Umschulungsmaßnah­
men etc. Bei allen solchen Sonder­
programmen, Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen und sonstigen Leistun­
gen zur Schaffung von Arbeitsplät­
zen ist natürlich stets die Gefahr von 
Mitnahmeeffekten und Wettbe­
werbsbeeinträchtigungen für an­
dere Unternehmen zu berücksichti­
gen.

Bessere Verteilung der Arbeit

In einer Marktwirtschaft kann die 
Schaffung von zusätzlichen Arbeits­
plätzen durch den Staat grundsätz-
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lieh nur die Ausnahme sein, die je­
weils sozialpolitisch besonders ge­
rechtfertigt werden muß. Damit 
stellt sich aber mit verstärkter Dring­
lichkeit die Frage, ob die vorhan­
dene Arbeit nicht anders und besser 
verteilt werden könnte. Diese Frage­
stellung hat einige ganz unter­
schiedliche Aspekte.

□  Zunächst ist festzustellen, daß 
die Besetzung der offenen Stellen 
nicht immer reibungslos funktio­
niert. Die offizielle Arbeitsmarktstati­
stik gibt insoweit kein vollständiges 
Bild, da in ihr nur die gemeldeten of­
fenen Stellen verzeichnet werden 
und es höchstwahrscheinlich eine 
größere Zahl nicht gemeldeter offe­
ner Stellen gibt. Dieser Befund, daß 
ständig eine Anzahl nicht besetzter 
Arbeitsplätze vorhanden ist, muß im 
Zusammenhang mit den Berichten 
zahlreicher Arbeitgeber gesehen 
werden, wonach es häufig erhebli­
che Schwierigkeiten bereitet, geeig­
nete Arbeitskräfte zu finden. Das 
betrifft zum einen weniger attraktive 
Arbeiten, aber auch teilweise sehr 
qualifizierte Tätigkeiten. Will man in­
soweit eine Änderung herbeiführen, 
so muß man zunächst beim Vermitt­
lungsinstrumentarium ansetzen. So 
ist es z. B. wenig sinnvoll, wenn den 
Arbeitsämtern das notwendige Per­
sonal für die Arbeitsvermittlung 
fehlt, weil insoweit nicht genügend 
Stellen vorhanden sind. Soweit es 
besonders qualifizierte Stellen an­
belangt, so ist das Instrumentarium 
der Förderung der beruflichen Bil­
dung ständig daraufhin zu überprü­
fen, ob es den Anforderungen an 
eine möglichst effektive Aus-, Wei­
ter- und Fortbildung genügt. Zu 
überlegen ist auch, wie die Aktivitä­
ten der Unternehmer in diesem Be­
reich angeregt und verstärkt werden 
können.

□  Abgesehen von den in der offi­
ziellen Arbeitsmarktstatistik auftau­
chenden offenen Stellen und den 
nicht angezeigten unbesetzten Ar­

beitsplätzen ist zu berücksichtigen, 
daß in erheblichem Maße Arbeit auf 
dem inoffiziellen Arbeitsmarkt gelei­
stet wird. Diese Tatsache zeigt, daß 
tatsächlich in unserer Volkswirt­
schaft mehr Arbeit nachgefragt wird 
als auf dem offiziellen Arbeitsmarkt 
ersichtlich ist. Nun wäre bestimmt 
die Annahme wenig realistisch, daß 
in vollem Umfang eine Umwand­
lung dieser Schwarzarbeit in offi­
zielle Arbeit möglich und dadurch 
die Arbeitslosigkeit entscheidend 
eingeschränkt werden könnte. Den­
noch wird man tendenziell davon 
ausgehen können, daß durch eine 
Begrenzung der Schwarzarbeit das 
Angebot an Arbeitsplätzen auf dem 
offiziellen Arbeitsmarkt steigen 
wird, wobei Aussagen über das Aus­
maß einer solchen Entwicklung 
kaum möglich sein dürften. Wenn 
also Maßnahmen gegen die 
Schwarzarbeit ergriffen werden, so 
liegt dies auch im arbeitsmarktpoliti­
schen Interesse. Solche Maßnah­
men dürften sich allerdings nicht in 
verstärkten Kontrollen allein er­
schöpfen. Vor allem darf der Gesetz­
geber keine zusätzlichen Anreize 
für ein Ausweichen in die Schatten­
wirtschaft schaffen, wie dies z. B. 
bei der Reform der Hinterbliebenen­
renten geschehen ist, indem ander­
weitiges Einkommen, auch aus Ar­
beit, auf die Hinterbliebenenrenten 
angerechnet wird. Daß dadurch ein 
Anreiz geschaffen wird, offizielle Ar­
beitsverhältnisse nach Möglichkeit 
zu vermeiden, ist offensichtlich.

□  Schließlich stellt sich die Frage 
nach der Verteilung der vorhande­
nen Arbeit auch unter einem weite­
ren Aspekt. Durch eine Verkürzung 
der Arbeitszeit könnte die Beschäfti­
gung von Personen, die bisher nicht 
in den Arbeitsprozeß eingegliedert 
sind, verstärkt werden. Das gilt so­
wohl für die Verkürzung der Wo­
chenarbeitszeit als auch für die der 
Lebensarbeitszeit -  durch Vorverle­
gung des Altersruhestandes. Vor­
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aussetzung ist allerdings, daß die 
Verkürzung der Arbeitszeit nicht zu 
einer verstärkten Automatisierung 
der Wirtschaft und damit zu einem 
Abbau von Arbeitsplätzen führt. 
Diese Wirkung könnte eintreten, 
wenn nicht genügend qualifizierte 
Arbeitnehmer zurVerfügung stehen 
oder -  vor allem -  wenn durch die 
Verkürzung der Arbeitszeit die Ar­
beit für den Unternehmer teurer 
wird.

Neben einer Verlagerung von Ar­
beit auf die Arbeitslosen durch eine 
Verkürzung der Arbeitszeit ist auch 
daran zu denken, daß durch neue 
Arbeitsformen eine möglichst opti­
male Ausnutzung des Arbeitsplatz­
angebots erfolgt. So kann durch ei­
nen Wechsel von Vollzeitarbeits- auf 
Teilzeitarbeitsplätze erreicht wer­
den, daß zusätzliche Arbeitnehmer 
eingestellt werden können. Voraus­

setzung dafür wäre allerdings, daß 
die Nachteile der Teilzeitarbeit ver­
mindert werden. Ansätze dafür gibt 
es bereits in einzelnen Tarifverträ­
gen. Eine Verbesserung der gegen­
wärtigen Situation könnte für die äl­
teren Arbeitnehmer auch dadurch 
erreicht werden, daß die Möglichkeit 
von Teilrenten geschaffen wird. Ein 
solcher Vorschlag, wie er gerade 
erst von der Bundesversicherungs­
anstalt für Angestellte unterbreitet 
worden ist, könnte zudem den Über­
gang von der Arbeitsphase in die 
Rentnerphase erleichtern und da­
mit eine alte sozialpolitische Forde­
rung erfüllen.

Bündel von Einzelmaßnahmen

Es gibt sicherlich kein Patentre­
zept, mit dem die Arbeitslosigkeit 
schnell und vollständig in kurzer 
Zeit beendet werden könnte. Will

man nicht resignierend auf eine Ver­
änderung der Arbeitsmarktverhält­
nisse durch die demographische 
Entwicklung in einem Jahrzehnt 
warten, so bleibt nur der Weg, durch 
ein Bündel von Maßnahmen die be­
stehende Arbeitslosigkeit nach 
Möglichkeit einzudämmen. Daraus 
folgt, daß alle denkbaren Maßnah­
men, die auch nur punktuell zu einer 
Mehrbeschäftigung führen könnten, 
erwogen und erprobt werden soll­
ten. Dabei ist, wie zumindest in An­
sätzen gezeigt worden ist, an sehr 
unterschiedliche Maßnahmen zu 
denken, die gebündelt eingesetzt 
werden sollten. Es geht dabei, auch 
das ist dargelegt worden, zu einem 
beachtlichen Teil um Überlegungen, 
die den gegenwärtigen Rechtszu­
stand des Arbeitsförderungsrechts 
und Änderungen dieses Rechts be­
treffen.
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